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Zusammenfassung


Die Kommission hat sich mit den Beziehungen zwischen ziviler Gesellschaft und Staat befasst: Die von ihr angenommenen Thesen sind wie folgt unterteilt:


-  Einleitung


-  politische Parteien


-  Vereine


-  Kirchen und andere religiöse Gemeinschaften


Allgemein befürwortet sie die Unterstützung der neben-staatlichen Aktivitäten (“ Grauzone”) durch den Staat im Hinblick auf deren Bedeutung für den sozialen Zusammenhalt und das Funktionieren der Demokratie. Diese Unterstützung soll grundsätzlich an Bedingungen gebunden sein. Betreffend die Kirchen befürwortet die Mehrheit der Kommission die Fortführung des Autonomie-Statuts, während sich die Minderheit für eine fast gänzliche Trennung von Kirche und Staat ausspricht. 


I. ORGANISATION


A. Zusammensetzung der Kommission


Präsidentin:	Marie Garnier (Cit)


Vize-Präsidenten:	Christian Moullet (SP) und Claude Schenker (CVP)  (Stellvertreter)


Mitglieder:	Jean Aebischer (FDP), Pierre Aeby (SP), Michel Bapst (FDP), Hubert Carrel (Ouv), Nathalie Defferard (Cit), Denise Dévaud (SP), Marthe Grandjean (CVP), Jean-Pierre Philipona (FDP), Daniel de Roche (CVP), Noël Ruffieux (CSP), Marianne Terrapon (CVP), Werner Zürcher (SVP) 


Sekretärin:	Caroline Dénervaud


B. Auftrag


Die Kommission 8 wurde mit dem Studium folgender Bereiche beauftragt:


- Anerkannte Kirchen: Autonomie, Pfarreien, Finanzen, Zugehörigkeit


- Andere religiöse Gemeinschaften


- Politische Parteien : Rolle, Teilnahme am Prozess der Meinungsbildung, Finanzierung


- Vereine : Rolle, Anerkennung öffentlicher Gemeinnützigkeit


C. Organisation und Anhörung von Experten


Die Kommission hat sechzehn Sitzungen abgehalten. Sie hat vorerst die anstehenden Fragen definiert. Die Ideenhefte hatten ihr nur deren zwei zugewiesen, nämlich:


-	scheint Ihnen die Anerkennung der politischen Parteien wünschenswert? (Heft 2 über die Ausübung der politischen Rechte)


-	scheint es Ihnen zweckmässig, die Religionsfreiheit auf juristische Personen auszudehnen, welche keinen religiösen Zweck verfolgen? (Heft 1 über die Rechte und Pflichten der Personen).


Sie hat die Fragen wie folgt aufgelistet:


Politische Parteien 


a)	Anerkennung ihrer Rolle


b)	Finanzielle Unterstützung (Bedingungen, Steuerabzüge) 


c)	Budget für Wahlkampagnen, Methoden der Wahlpropaganda


d)	Transparenz der Finanzierung


Vereine und Stiftungen


a)	Anerkennung ihrer Rolle


b)	Finanzielle Unterstützung / Zuteilung von Aufgaben durch Mandat oder Leistungsauftrag (Bedingungen, Steuerabzüge)


c)	Kantonales Rekursrecht (Berechtigung zum Rekurrieren, Frist)


d)	Unentgeltlichkeit, "Vermittlungsgruppen"


Beziehungen zwischen Staat, Kirchen und anderen religiösen Gemeinschaften


a)	Anerkennung der Rolle der Kirchen mit verschiedenen Modellen der Beziehungen zwischen religiösen Gemeinschaften und Staat


b)	Finanzierung (Besteuerung der leiblichen und juristischen Personen, Subventionen, an einen Leistungsauftrag gebundene Steuer, Entschädigung von Leistungen) 


c)	Anerkennung religiöser Gemeinschaften als öffentlich-rechtliche Körperschaften (welche Gemeinschaften, Bedingungen) 


d)	Zuerkennung öffentlich-rechtlicher Vorrechte (welche Gemeinschaften, Bedingungen) 


Die Kommission hat beschlossen, folgende von ihr angegangene Fragen an andere mit ähnlichen Fragen beschäftigte Kommissionen weiterzugeben:


a)	Glaubensfreiheit (Kommission 2)


b)	Vereinigungsfreiheit (Kommission 2)


c)	Religiöse Erziehung (Kommission 3)


d)	Private Vermittlung (Kommission 6)


Experten


Nachdem sie Herrn Peter Haenni, Professor für Verfassungsrecht an der Universität Freiburg angehört hatte, empfing die Kommission verschiedene Experten, welche ihr Informationen zu den drei Hauptthemen überbrachten (politische Parteien, Vereinsleben und Beziehungen zwischen Kirchen und Staat).


Betreffend die politischen Parteien wurden namentlich Herr Tiziano Balmelli, Autor einer Dissertation über die Finanzierung der politischen Parteien, Herr Jean-Pierre Coussa, Jurist bei der Direktion des Inneren und Verantwortlicher für das Vorprojekt  des Gesetzes zur Finanzierung der politischen Parteien und Herr Patrice Meyer-Bisch, Mitarbeiter am Institut für Ethik und Menschenrechte der Universität Freiburg angehört. 


Zur besseren Information über das Vereinsleben hat die Kommission Herrn Luc Recordon und Frau Laurence Martin, beide Mitglieder des waadtländischen Verfassungsrates, sowie Herrn François Mollard, Chef des kantonalen Sozialdienstes Freiburg angehört.


Die Herren Philippe Gardaz, Kantonsrichter im Waadtland und Spezialist der Beziehungen Kirche und Staat , Charles Landert, Autor diverser Studien für die Kantone Zürich und Bern über die soziale Rolle der Kirchen und Erwin Tanner, Mitarbeiter am Institut  der Universität Freiburg für kirchliches und kanonisches Recht haben der Kommission die wesentlichen Punkte ihres Wissens zur Frage der Beziehungen Kirche und Staat mitgeteilt.


II. Allgemeine Betrachtungen


Die Kommission 8 wünscht, in der Einleitung zum anstehenden Kapitel dem Willen Ausdruck zu geben, organisierte Gemeinschaften, welche in unabhängiger Weise gemeinnützig tätig sind, in angemessener Weise zu unterstützen. Obschon eine Gleichstellung nicht in Frage kommt sind Vereine, politische Parteien und Kirchen drei Beispiele solcher Gemeinschaften.





III. VORSTELLUNG DER THESEN


A. Einleitende These 


These 8.1


Der Staat unterstützt die Gruppierungen mit Vermittlerrolle.


B. Politische Parteien


1. Rolle der Parteien


Wie dies aus der Bundesverfassung und diversen kantonalen Verfassungen (BE, SO, JU, BL, AG, TI) hervorgeht, wird gegenwärtig die den Parteien zukommende wichtige Rolle anerkannt. In dieser Hinsicht und zur Präzisierung der Rolle der Parteien genehmigt die Kommission 8 die folgenden Thesen. Dabei schreibt sie ihnen eine Rolle zu, die über das traditionelle politische Spiel hinausgehen kann. Sie denkt zum Beipiel, dass die Parteien gegen die mangelnde Stimmbeteiligung zu kämpfen haben, indem sie qualitativ hochstehende Diskussionsrunden organisieren. Sie überlässt es der Redaktionskommission einen anderen Begriff als den der politischen Parteien zu wählen, da gewisse in der Politik aktive Körperschaften keine Parteien sind.


These 8.2


Die politischen Parteien (Vereinigungen) spielen eine Rolle für die Meinungsbildung ; sie tragen durch die demokratische Auseinandersetzung zur Meinungsbildung bei (Einstimmigkeit).


These 8.3 


Die politischen Parteien (Vereinigungen) sind ein wesentlicher wenn auch nicht ausschliesslicher Faktor der politischen und demokratischen Organisation (9 ja - 3 nein - 1 Enth.)


These 8.4 


Die politischen Parteien (Vereinigungen) tragen aktiv zur Beteiligung der BürgerInnen am politischen Leben bei. (Einstimmigkeit)


2. Finanzierung der Parteien


In den Nachbarländern hat der Staat die Aktivitäten der politischen Parteien weitgehend finanziert zur Bekämpfung der Korruption und der Fehlentwicklungen (Chancenungleichheit, Informationsmonopol, ausufernde Finanzierung der Wahlkampagnen, illegale Finanzierung im Gefolge der Zuweisung von öffentlichen Aufträgen, Fehlen einer reellen Gewaltentrennung).


Es besteht in der Schweiz ein gewisser Freiraum zur Unterstützung der politischen Parteien, da diese bis anhin vom Staat nur bescheidene Zuweisungen erhielten.


Der Kanton Freiburg kann die politischen Parteien in zweifacher Hinsicht finanzieren, sei es durch direkte Zuweisung von Geldbeträgen sei es durch indirekte Zuweisungen (Uebernahme von Kosten, Beiträge an die parlamentarischen Fraktionen).


Der Staat Freiburg hat kürzlich beschlossen, seine Unterstützung der politischen Parteien für die Wahlen in den Nationalrat, den Ständerat, den Grossen Rat und neuerdings auch den Staatsrat auszuweiten. Hingegen hat der Staatsrat  entschieden, die Wahl der Oberamtmänner davon auszuschliessen, um die verfügbaren Mittel nicht allzu stark zwischen diversen Wahlbezirken und Parteien aufzuteilen (BWKG). 


Andererseits sind die Bedingungen zur Gewährung einer Unterstützung, welche die kleinen Parteien benachteiligten, weniger restriktiv formuliert worden. Im Anschluss an einen Entscheid des Bundesgerichtes, der den Kanton zur Gleichbehandlung der Parteien aufforderte, wurde die Quote für das Recht zur Unterstützung auf 1 % der Wählerstimmen erniedrigt (Art. 31 bis des PRG).


Die den politischen Parteien zugewiesenen Beiträge des Kantons belaufen sich demzufolge gegenwärtig auf CHF 650'000.- pro Legislaturperiode, entsprechend CHF 139'000.- pro Jahr oder CHF 0,70 pro Einwohner.


Bei dieser Revision des PRG76 hatte die extraparlamentarische Kommission auch den Grundsatz einer vollständigen Uebernahme der Druckkosten für die Wahllisten angenommen im Sinne eines indirekten Beitrages zur Belebung der öffentlichen Beteiligung.


Die Kommission 8 des Verfassungsrates begrüsst  die vom Staat Freiburg in dieser Richtung unternommenen Schritte und macht sich folgende Thesen zu eigen, die eine weitere Unterstützung der politischen Parteien und Vereinigungen gestatten sollen.


These 8.5


Der Staat kann die Parteien für ihre Aktivitäten, die zum Funktionieren der Demokratie beitragen, in zweckmässiger Weise unterstützen (einstimmig).


These 8.6.


Das Gesetz  bestimmt den Rahmen und die Bedingungen der Unterstützung unter Beachtung der Gleichbehandlung (einstimmig).


3. Bedingungen für die Unterstützung der Tätigkeiten der Parteien durch die öffentliche Hand


Es ergibt sich aus den Erfahrungen der Nachbarländer, dass die öffentliche Unterstützung kein Wundermittel ist gegen die Ungleichheit der Chancen, wenn sie nicht von Massnahmen zur Begrenzung der Wahlausgaben begleitet wird. Gemäss den Experten kommt einzig dieser Massnahme, welche einem Kartellgesetz zum Schutze gegen übermächtige Partner ähnelt, eine gewisse Wirksamkeit zu.


Auch wenn einerseits der Kanton Freiburg nicht direkt von solchen Problemen bedroht wird und andererseits die Eidgenossenschaft die Möglichkeiten der Wahlkampagnen durch das Verbot von politischer Werbung mittels Radio und Fersehen bereits beschränkt hat, findet es die Mehrheit der Kommission aus Vorsichtsgründen angezeigt, dem Gesetzgeber die Möglichkeit zu geben, Ausgaben für Abstimmungs- oder Wahlkampagnen zu begrenzen. Sie bezweifelt, dass eine Abmachung zwischen den Parteien in allen Fällen genügen würde.


These 8.7.


Der Staat kann die für eine Kampagne eingesetzten Mittel begrenzen (6 ja- 5 nein- 2 Enth.)


These 8.7 bis


Minderheitsvorschlag: Obenstehende These nicht annehmen 


Nach der Transparenz der Parteienfinanzierung befragt, hat die Kommission auch diese als mögliche Bedingung diskutiert. Sie hat namentlich zur Kenntnis genommen, dass der Kanton Tessin vor zwei Jahren ein entsprechendes Gesetz  eingeführt hat und dass der Kanton Genf ebenfalls ein solches Gesetz besitzt, welches jedoch wegen mangelnder Willfährigkeit der Parteien kaum anwendbar ist.


In der Ueberzeugung, dass eine gewisse Transparenz notwendig ist, hat die Kommission in zweiter Lesung den Vorschlag einer Minderheit in einen Mehrheitsvorschlag umgewandelt mit der Begründung, dass das Volk wissen soll, woher die finanziellen Mittel stammen und wie sie verwendet werden.


These 8.8


Die Parteien stellen die Transparenz ihrer Einnahmen und Ausgaben in der vom Gesetz vorgeschriebenen Form sicher (7 ja - 6 nein).


These 8.8 bis


Das Gesetz bestimmt den Rahmen und die Bedingungen einer staatlichen Unterstützung im Bestreben nach Transparenz. 


Diese Formulierung sieht gewisse Ansprüche an Transparenz vor, die einschränkenden Bedingungen unterworfen sein können, wie zum Beispiel die Beschränkung der Transparenz auf die Ausgabenseite. Die Parteien wären somit nicht notwendigerweise verpflichtet, ihre Geldquellen anzugeben.


Nach einer Diskussion über die Schwierigkeiten der Parteien, junge Mütter oder Selbständigerwerbende als KandidatInnen zu gewinnen, entscheidet sich die Kommission für eine These, die vorsieht, dass der Staat eine gesellschaftskonforme Vertretung fördert, jedoch die Unterstützung nicht reduziert, wenn in einer Partei schwergewichtig nur eine Kategorie von BürgerInnen vertreten ist. 


These 8.9


Der Staat fördert eine gerechte Vertretung von Frauen und Männern sowie jeglicher anderer Kreise von Bürgerinnen und Bürgern ( 7 ja - 6 nein ).


These 8.9 bis


Keine Erwähnung obenstehender These


Im Uebrigen ist die Kommission der Auffassung, dass die Parteien in ihrer internen Organisation die Regeln der Demokratie zu respektieren haben und dass der Staat, auch wenn dies nicht einfach ist, bei der Zuweisung von Unterstützungen diesem Umstand Rechnung trägt. Sie ist ebenfalls überzeugt, dass das Spiel der Demokratie nur dann garantiert ist, wenn eine Pluralität der Meinungen vorhanden ist und dass der Staat das seine zur Förderung neuer Ideen beizutragen hat. 


4. Vernehmlassung


In Ermangelung eines allgemeinen Artikels zur Vernehmlassung, wie ihn die Bundesverfassung (Art.147) enthält, spricht sich die Kommission für folgende Thesen aus:


These 8.10


Staat und Gemeinden unterbreiten Vorprojekte von Gesetzen und von einigermassen wichtigen Reglementen den politischen Parteien zur Vernehmlassung (10 ja - 3 nein)


These 8.10 bis


Staat und Gemeinden können Vorprojekte von Gesetzen und von einigermassen wichtigen Reglementen den politischen Parteien zur Vernehmlassung unterbreiten.


C. Vereinsleben


Der Begriff Vereine gemäss Artikel 60ff ZGB umfasst auch andere juristische Personen wie namentlich Stiftungen. Es gibt Vereine verschiedenster Art. Man findet  zum Beispiel Service-Clubs, Quartiervereine, Sportvereine, Konsumentenorganisationen, Umweltschutzvereine und Vereine, welche gemeinnützige soziale Aufgaben übernehmen. Letztere erhalten vom Staat im allgemeinen am meisten Subventionen.


Die Vereine werden in den kantonalen Verfassungen im allgemeinen nicht anerkannt, obschon gewisse kantonale Gesetzgebungen sie betreffende Bestimmungen enthalten. Der Kanton Waadt  beschreitet Neuland, indem er den Vereinen einen Verfassungsartikel widmet.


Das Verhalten des Staates gegenüber den Vereinen ist unterschiedlich: Er kann sich darauf  beschränken, sie finanziell zu unterstützen, er kann ihnen auch einseitig eine Aufgabe übertragen oder aber sich mittels eines partnerschaftlichen Vertrages ihnen gleichstellen. Es finden sich zahlreiche im sozialen Bereich aktive Vereine oder Körperschaften (ausserschulische Kinderbetreuung, Tagesmütter, Notfallbetreuung, Hauspflege), da ja der Staat alle diese Aufgaben nicht selber übernehmen kann. Derartige Vereine verfügen über eine gewisse Anzahl entlöhnte Angestellte. Gewisse Angestellte übernehmen Kaderfunktionen gegenüber unentgeltlich tätigen MitarbeiterInnen (Pro Senectute, Rotes Kreuz). Es gibt auch Vereinigungen, die ausschliesslich mit unentgeltlich tätigen Personen arbeiten         (zum Beispiel Vereine zur Begleitung von Menschen am Lebensende).


Dank dem 1991 genehmigten und 1994 in Kraft getretenen Gesetz über die Sozialhilfe verfügt der Kanton Freiburg über eine gesetzliche Grundlage, die es ihm gestattet,  die Zusammenarbeit verschiedener öffentlicher oder privater Sozialpartner  sicherzustellen. Dieses Gesetz ermöglichte den Aufbau von regionalen Sozialhilfenetzen. Es fehlt indessen noch eine gemeinsame Plattform, die eine bessere Koordination und Kooperation zwischen den verschiedenen Beteiligten ermöglichen und damit Doppelspurigkeiten vermeiden würde.


Die Verfassungsrevision ist die ideale Gelegenheit, den Willen zur Zusammen-arbeit zwischen öffentlichen und privaten Diensten in der Verfassung zu verankern. 


1. Rolle der Vereine


Die Kommission ist der Auffassung, dass die Tätigkeiten der Vereine das Allgemeinwohl über die Gesamtheit der eingesetzten Mittel hinaus fördert und dass dies dem sozialen Zusammenhalt zuträglich ist. Um eine breit gefächerte Anerkennung zu ermöglichen, hat sie den Begriff "Vereinsleben" gewählt, welcher andere juristische Formen als die des Vereins miteinschliesst. Sie ist ebenfalls der Ansicht, dass es nicht genügt, nur unentgeltlich erbrachte Leistungen anzuerkennen, da viele Vereinigungen sowohl unentgeltlich tätige wie auch entlöhnte Mitarbeiter beschäftigen.


These 8.11 


Der Staat und die Gemeinden anerkennen die Rolle und die Bedeutung des Vereinslebens (Einstimmigkeit)


2. Unterstützung der gemeinnützigen Tätigkeiten von Vereinen


Die Kommission ist der Auffassung, dass die Vereine für ihre Tätigkeiten allgemein vom Staat unterstützt werden sollen. Diese Unterstützung ist von derjenigen aufgrund partnerschaftlicher Verträge zu unterscheiden, da in letzterem  Falle spezifische und genau definierte Leistungen zu erbringen sind. Das Gesetz wird die Formen der Unterstützung und ihre Bedingungen umschreiben.


These 8.12


Staat und Gemeinden können den Vereinen eine Unterstützung gewähren (Einstimmigkeit).


Zuhanden des Gesetzgebers hat die Kommission fünf Bedingungen für die Gewährung einer Unterstützung definiert: Verfolgung eines nicht gewinn-orientierten Zieles, Erfüllung gemeinnütziger Aufgaben, Transparenz des Rechnungswesens, Respekt der demokratischen Prinzipien, Koordination und Kooperation mit anderen Vereinigungen. Diese fünf, nicht immer alle voraussetzbaren Bedingungen sollen in der Botschaft aufgeführt werden.


Der Begriff "Verein" wurde gewählt, weil es wesentlich scheint, dass als Voraussetzung für die Unterstützung eine gewisse Organisation und juristische Struktur besteht. Die im ZGB Art 60 ff aufgeführten Bedingungen für einen Verein, wozu auch die Stiftungen gehören, sind einfach und leicht erfüllbar.


Sie gestatten dennoch eine gewisse Ueberwachung namentlich in finanzieller Hinsicht, was wichtig scheint, wenn öffentliches Geld im Spiele ist. 


3. Der Partnerschaftsvertrag und die Zuweisung von Aufgaben 


Die Kommission ist sich einig, dass der Staat den Vereinen Aufgaben zuweisen kann. Sie erachtet den Begriff "Partnerschaftsvertrag" als gut, da dieser eine Uebereinkunft und gegenseitige Achtung voraussetzt. 


These 8.13


Staat und Gemeinden können ihre Aufgaben im Rahmen eines Partnerschaftsvertrages an Dritte zuweisen (Einstimmigkeit). 


4. Die unentgeltliche Mitarbeit


Die Mehrheit der Kommission befürwortet die Notwendigkeit, unentgeltliche Mitarbeit anzuerkennen und zu ermutigen sowie die Ausbildung untentgeltlicher Mitarbeiter zu fördern (Steuerlicher Abzug der Ausbildungskosten, welcher gegenwärtig nicht möglich ist, subventionierte Kurse).


These 8.14


Staat und Gemeinden erleichtern die freiwillige Mitarbeit und die Weiterbildung der unentgeltlichen MitarbeiterInnen (9 ja - 3 nein - 1 Enth.).


These 8.14 bis


Die "Weiterbildung der unentgeltlichen Mitarbeiter" nicht erwähnen.


Diese letzte These sollte vom Kapitel “ Vereine ” losgelöst werden, da sie nicht nur die Vereine betrifft und die Vereine nicht unbedingt mit unentgeltlichen Mitarbeitern tätig sind.


5. Die Vernehmlassung


Die Vernehmlassung gehört zum intelligenten politischen Brauchtum. Auf Gemeindeebene ist es beispielsweise wesentlich, dass die Quartiervereine zur Vernehmlassung eingeladen werden. Die Rahmenbedingungen und die Gegenstände der Vernehmlassung werden im Gesetz definiert.


These 8.15


Staat und Gemeinden laden die Vereine zur Vernehmlassung ein über Gegenstände, die sie betreffen. ( 10 ja - 4 nein ) 


These 8.15 bis


Staat und Gemeinden können Vereine zur Vernehmlassung einladen über Gegenstände, die sie betreffen. 


6. Das Rekursrecht


In der Schweiz kann jede in ihren Interessen tangierte Person oder Körperschaft (Verein) Rekurs einlegen. Das schweizerische Recht sieht indessen kein Rekursrecht aus gemeinnützigen Gründen vor mit Ausnahme von Vereinen, die zum Rekurs aus Gründen des Natur- und Umweltschutzes zugelassen sind. Auf eidgenössischer Ebene funktioniert dieses Rekursrecht ziemlich gut. Es werden jedes Jahr um die zehn Rekurse eingelegt, was ungefähr 1 % der gesamten Rekurse entspricht . Die Annahmerate ist weit höher als bei Rekursen von Privatpersonen. Andere Länder wie beispielsweise Frankreich und Schweden sehen ein ausgedehnteres Rekursrecht vor. 


Auf kantonaler Ebene gewährt das Raumplanungs- und Baugesetz von 1983 den im Natur- und Umweltschutz tätigen Organisationen ein Rekursrecht. Das Gesetz über den Schutz der Kulturgüter sieht in seinem Artikel 62 vor: " Jeder Verein im Sinne der Art. 6o ff. des schweizerischen Zivilgesetzbuches, der nach seinen Statuten den Schutz  von Kulturgütern bezweckt, ist berechtigt, gegen Entscheide im Bereiche des Kulturgüterschutzes, die Objekte aus seinem üblichen Tätigkeitsbereich betreffen, Einsprache oder Beschwerde zu erheben, sofern er zur Zeit der Geltendmachung seines Rechts seit mindestens fünf Jahren besteht ".


 Die Mehrheit der Kommission wünscht, dass dieses gemeinnützige Rekursrecht im Kanton Freiburg erhalten bleibe und schlägt vor, den Grundsatz des Rekursrechtes in  die Verfassung einzutragen. Die Gesetzgebung kann es dann -  mit den notwendigen Einschränkungen -  dort, wo es nötig ist, zuweisen. Die dem “Comité de suivi” anvertraute Studie bestätigt, dass die von der Kommission angenommene These zutreffend ist und es gestattet,  Missbräuche zu verhindern.


Eine Minderheit schlägt vor, von jeder Eintragung abzusehen, aus Furcht vor einer Ausweitung des Rekursrechtes, welche die Rechtssprechung lahmlegen könnte. 


These 8.16


Die Verfassung erkennt den in diesen Bereichen tätigen Organisationen ein gemeinnütziges Rekursrecht zu. Das Gesetz bestimmt die Bereiche und dieRahmenbedingungen dieses Rekursrechtes ( 11 ja - 1 nein - 2 Enth. ).


These 8.16 bis


Keine Erwähnung eines Rekursrechtes


D. Beziehungen Kirchen-Staat


1. Beziehungen Kirchen-Staat im Zeitlauf der freiburgischen Gesetzgebung


Die im Anschluss an den “ Stecklikrieg ” vom 2. Dez. 1830 eingeführte Verfassung von 1831 setzte dem Regime des Patriziats ein Ende. Was die Kirchen betrifft, beschränkte sie sich darauf, den Kirchenrat (Conseil ecclésiastique) und die Synodalräte des Murtenbiets (Art. 96) beizubehalten ohne weitere Präzisierung. Ganz andere Wege beschreitet die freisinnige Verfassung vom 4. März 1848, welche der Niederlage im Sonderbundskrieg folgt. Im ersten Kapitel wird die Freiheit der  katholischen und reformierten Religionsausübung festgelegt. Im sechsten Kapitel finden sich hingegen zahlreiche, zum Teil sehr einschneidende anti-klerikale Massnahmen wie namentlich die zivile Verwaltung der Kirchengüter und das Verbot des Unterrichts durch religiöse Gemeinschaften (Orden). 


Die liberal-konservative Verfassung von 1857 übernimmt zahlreiche, namentlich organisatorische Massnahmen der Verfassung von 1848. Die restriktiven Verfügungen des Kapitels VI werden hingegen aufgehoben. Zudem weist diese Verfassung dem Klerus eine "wirksame Mitarbeit" im Unterrichtswesen zu.


Ende des XIX. Jhs wird die evangelisch-reformierte Kirche offiziell anerkannt.


Am 7.3.1982 wird vom Volk eine Aenderung der Verfassung von 1857 bezüglich der Beziehungen Kirchen-Staat  angenommen. Es handelt sich insbesondere um den Artikel 2 und die Abschaffung des Artikels 20. Diese Aenderungen geben den anerkannten katholischen und evangelisch-reformierten Kirchen das Recht zu einer autonomen Organisation unter Beibehaltung eines öffentlich-rechtlichen Statuts, welches namentlich zur Erhebung von Steuern befugt.


Die öffentlich-rechtliche Anerkennung der israelitischen Gemeinschaft  erfolgt durch ein Gesetz von1990. Aufgrund der Volkszählungen von 1980 und 1990 verteilt sich die ansässige Bevölkerung des Kantons Freiburg wie folgt:



































2. Statistik der Kirchen und religiösen Gemeinschaften 





Erhebung


�
Absolute Zahlen in 1980�
Absolute Zahlen in 1990�
in Prozent 1980�
in Prozent 1990�
�
Total�
185’246�
213’571�
100�
100�
�
Evangelisch-reformiert�
25’054�
30360�
13.5�
14.2�
�
Andere protestantische Kirch.�
198�
1’024�
0.1�
0.5�
�
Apostolische und Neo-�
135�
202�
0.1�
0.1�
�
Zeugen Jehovas�
225�
418�
0.1�
0.2�
�
Römisch-katholisch�
154’161�
169’363�
83.2�
79.3�
�
Griechisch-orthodox�
375�
882�
0.2�
0.4�
�
Andere christliche Kirchen�
186�
216�
0.1�
0.1�
�
Israeliten�
142�
145�
0.1�
0.1�
�
Muslims�
689�
3’162�
0.4�
1.5�
�
Andere Religionen�
285�
483�
0.2�
0.2�
�
ohne Religion�
2’473�
6’779�
1.3�
3.2�
�
ohne Angabe�
1’323�
537�
0.7�
0.2�
�



3. Rolle der Kirchen und der religiösen Gemeinschaften


Die Anerkennung der wichtigen Rolle, die Kirchen und anderen religiösen Gemeinschaften in der Gesellschaft zukommt, steht für die Kommission ausser Frage. Die Diskussionen drehen sich um die Erfassung dieser Rolle.


These 8.17


Der Staat anerkennt die wichtige Rolle der Kirchen und religiösen Gemeinschaften in der Gesellschaft (10 ja - 3 nein ). 





These 8.17 bis


Der Staat anerkennt die wichtige Role der Kirchen und religiösen Gemeinschaften im kulturellen, sozialen, geistigen und kultischen Bereich.


4. Statut der Kirchen


Der juristische Rahmen der Beziehungen zwischen Kirchen und religiösen Gemeinschaften einerseits und dem Staat andererseits ist auf Bundesebene definiert: Art 72 bestimmt, dass die Beziehungen zwischen Kirchen undStaat durch kantonales Recht zu regeln sind und Art. 15 der Bundesverfassung garantiert die Glaubensfreiheit.


Das Statut der Kirchen und religiösen Gemeinschaften, welches ihre Beziehung zu Staat regelt, kann verschiedener Art sein.


Drei juristische Systeme sind möglich: 


1) Jenes der weitgehend vollständigen Trennung von Kirchen und Staat, wie es die Kantone Genf und Neuenburg kennen. Die Kirchen werden in diesem Falle als gemeinnützige Vereine anerkannt, mit denen der Staat Konkordate eingeht. Der Kanton Genf hat  die drei christlichen Kirchen durch einen Beschluss anerkannt,  aufgrund dessen er bereit ist, die Kirchensteuer gegen Entgelt einzufordern. Der Kanton Neuenburg hat am 10. Mai 2001 mit den drei christlichen Kirchen ein Konkordat abgeschlossen, aufgrund dessen er sich verpflichtet, ihnen jährlich CHF 1,5 Mio (für alle drei Gemeinschaften) zukommen zu lassen und weitere Naturalleistungen wie Lokale, Einwohnerkontrolle und Seelsorge in Institutionen zu übernehmen.


2) Am weitesten verbreitet ist das System des Autonomiestatuts. Die offiziell anerkannten Kirchen verfügen über ein öffentlich-rechtliches Statut und die anderen Religionen können, soweit sie sich gesetzeskonform organisieren, ebenfalls eine solche Anerkennung beantragen. Die Kirchen können dann eine allgemeine Kirchensteuer erheben. Indem er die Kirchen anerkennt behält sich der Staat das Recht vor, ihre Statuten zu genehmigen, welche unter anderem ein Recht zum Austritt vorsehen müssen.


3) Das System der Verbindung (Union), wie es das Waadtland kennt, wo der Staat, ohne eine zusätzliche Steuer zu erheben, die Kosten der anerkannten Kirchen übernimmt.


Diese drei Systeme können Varianten aufweisen. Auch wenn die Erhebung von Kirchensteuern an die Anerkennung durch den Staat gebunden ist, beinhaltet die Anerkennung nicht unbedingt auch das Recht zur Steuererhebung. Die Trennung geht ihrerseits nicht unbedingt  mit dem Verzicht auf jegliche staatliche Finanzierung einher, indem auch bei vollständiger Trennung von Kirche und Staat dieser vielfach für die Finanzierung der von den Kirchen ausgeübten gemeinnützigen Aufgaben aufkommt. Grundsätzlich wird der Kreis der kirchlich Steuerpflichtigen durch die kantonale Gesetzgebung bestimmt mit Ausnahme (seltener) Verfügungen auf Verfassungsebene.


Die Argumente zugunsten der Trennung von Kirche und Staat sind die Nicht-Diskriminierung einer Religion gegenüber einer anderen, was Konflikte zwischen den Religionen vermeidet und diese gegen Eingriffe des Staates schützt. Zudem ist jeder Gläubige frei, seine Kirche oder seine religiöse Gemeinschaft durch einen freiwilligen Beitrag zu unterstützen. Der Religionsunterricht findet nicht unbedingt in der Schule statt.


Die Argumente zugunsten der Anerkennung der Kirchen durch den Staat sind ihre traditionellen Beziehungen (der Glaube lässt sich nicht vom zivilen Leben trennen) und die Anerkennung der Rolle der Kirchen in sozialer Hinsicht. Es sei auch nicht bestritten, dass für die Kirchen die Anerkennung finanziell vorteilhaft ist. 


Wenn die Kirchen über genügend finanzielle Mittel verfügen können sie:


-	Personal anstellen  (im Kanton Freiburg sind eine grosse Anzahl  Personen Angestellte der Kirchen). Sie wirken oft als Kader für unentgeltich Tätige, was zu einem starken sozialen Zusammenhalt führt. Der Staat kann kein derartiges Netz von unentgeltich Tätigen hervorbringen. Eine Verminderung der Einkünfte beinhaltet das Risiko einer Verminderung der sozialen Arbeit jedoch nicht die Verminderung der seelsorgerischen und kultischen Aktivitäten.


-	Ihre Denkmäler und Lokale unterhalten und diese für verschiedene Werke oder nicht-kirchliche Organisationen zur Verfügung stellen. Sie können auch verschiedene Bewegungen finanziell unterstützen (St. Vinzenz-Werk, Pfadfinder, gemischter Chor usw.).


Gegenwärtig geniessen in Freiburg die katholische und die evangelisch-reformierte Kirche die Anerkennung durch den Staat. Die anderen "Kirchen" und religiösen Gemeinschaften können die Anerkennung beantragen, sofern sie einer gewissen Anzahl Kriterien Genüge tun (cf. Art. 28 KSG).


Der Kanton Freiburg ist zwei Traditionen verpflichtet: Die Wahrung der prä-existierenden kirchlichen Organisation ( in diesem Sinne hat er existierenden Strukturen die juristische Person zuerkannt wie beispielsweise dem Bistum, dem Domherrenkapitel usw.; cf Art 4 KSG) und das Bestreben, andere Kirchen ihren Wünschen entsprechenden Regeln zu unterstellen. 


Die Kommission spricht sich in ihrer Mehrheit für die Beibehaltung des gegenwärtiges Zustandes aus (Autonomie-Statut), welcher den Kirchen die Möglichkeit gibt, in den Genuss eines öffentlich-rechtlichen Statuts zu gelangen. Sie bestreitet keineswegs das Recht der anerkannten Kirchen, Steuern zu erheben. Ihres Erachtens ist das Erheben von Steuern auf leiblichen Personen mit der Glaubensfreiheit vereinbar, da eine an die Pfarrei gerichtete Erklärung des Willens zum Austritt genügt, um aus der kirchlichen Körperschaft oder der evangelisch-reformierten Kirche auszutreten, ohne durch diesen Schritt seine Religion zu verleugnen.


Eine Minderheit ist der Auffassung, dass, den Beispielen der Kantone Neuenburg und Genf folgend, Kirchen und religiöse Gemeinschaften vom Staat vollständig getrennt sein könnten. Die Beziehungen wären damit durchsichtiger und die Gläubigen könnten ihren Beitrag an die Kirchen freiwillig leisten. Zudem wäre die Frage der kirchlichen Besteuerung der juristischen Personen gelöst und der gegenwärtigen Situation, zufolge welcher alle juristischen Personen der Steuer unterworfen sind, diese aber nur den anerkannten Kirchen zukommt,  ein Ende gesetzt. Dieses Modell würde auch der allgemeinen gegenwärtigen Entwicklung zu einer sekularisierten Gesellschaft entsprechen. Mehrere Aspekte (Eigentum der Kulturgüter, Entschädigungen für die von Kirche und religiösen Gemeinschaften übernommenen Aufgaben) müssten durch das Gesetz geregelt werden, was aber in keinesfalls unmöglich wäre.


These 8.18


Die Kirchen und religiösen Gemeinschaften sind autonom und organisieren sich frei im Rahmen des eidgenössischen und kantonalen Rechts ( 7 ja - 5 nein  - 1 Enth.).


These 8.18 bis


Der Staat ist von den Kirchen und anderen religiösen Gemeinschaften getrennt. Die Unabhängigkeit der Kirchen und anderen religiösen Gemeinschaften ist garantiert, vorausgesetzt, dass öffentliche Ordnung und demokratische Regeln gewährleistet sind.


Nachdem sich die Kommission für den Beibehalt des Autonomie-Statuts entschieden hat, behandelt sie weiterhin den Mehrheitsvorschlag. Sie frägt sich namentlich, ob in der Verfassung die Gewährung eines öffentlich-rechtlichen Statuts an gewisse Kirchen und religiöse Gemeinschaften erwähnt werden soll und wenn ja an welche:


Die Mehrheit der Kommission entscheidet sich für eine gewisse historische Kontinuität und beschliesst nur jene zu erwähnen, die in der gegenwärtigen Verfassung bereits erwähnt sind, mit anderen Worten die katholische und die evangelisch-reformierte Kirche. Im Uebergangsrecht soll verfügt werden, dass auch der israelitischen Gemeinschaft der erworbene Status erhalten werde (keine Opposition). 


Diese These entspricht der bi-konfessionellen Tradition des Kantons Freiburg und der Entwicklung zweier verschiedener historischer Gegebenheiten. 


Die Minderheit sieht keine unterschiedliche Behandlung verschiedener Kirchen und religiösen Gemeinschaften vor. Ihres Erachtens können alle (wie in Neuenburg) als gemeinnützig anerkannt werden und dementsprechend in den Genuss gewisser Vorteile kommen wie Erhebung freiwilliger Steuern, Religionsunterricht im Rahmen des Schulprogramms, Konkordate betreffend Uebernahme gewisser Kosten wie Sozialleistungen und Denkmalpflege� usw., ohne jedoch das öffentlich-rechtlichen Körperschaften vorbehaltene Vorrecht zu geniessen, bei ihren Mitgliedern obligatorische Steuern zu erheben. 


These 8.19


Im Hinblick auf ihre Rolle in der freiburgischen Geschichte gewährt der Staat der römisch-katholischen und der evangelisch-reformierten Kirche ein öffentlich-rechtliches Statut (6 ja - 5 nein - 2 Enthaltungen). 


These 8.19 bis


Der Staat kann gewisse Kirchen oder religiöse Gemeinschaften als gemeinnützig anerkennen.


Die These 8.19 bis betrifft alle Kirchen oder religiösen Gemeinschaften.


Die Mehrheit der Kommission ist der Auffassung, dass die anderen religiösen Gemeinschaften, sofern sie gewisse Bedingungen erfüllen, ebenfalls anerkannt werden und somit in den Genuss öffentlich-rechtlicher Vorteile gelangen könnten.


Es ist die mehrheitliche Meinung der Kommission, dass Kirchen, die in den Genuss gewisser Vorteile gelangen möchten, sich einer gewissen Kontrolle unterziehen müssten. Die im KSG erwähnten Bedingungen für eine Anerkennung sind der Kommission recht und die angewendeten Formulierungen wurden eingehend studiert. Gemäss Art. 28 KSG kann der Staatsrat auf Ersuchen einer religiösen Gemeinschaft Vorrechte im Sinne von Artikel 29 gewähren, wenn  die Gemeinschaft:


a)	sich auf eine in der Schweiz überlieferte Bewegung oder auf eine solche von weltweiter Bedeutung beruft, und


b)	dem Oekumenischen Rat der Kirchen angehört oder seit dreissig Jahren im Kanton zugegen ist, und


c)	im Kanton mindestens hundert Mitglieder zählt, und 


d) 	Im Sinne eines Vereins mit Sitz und Kultusstätte� im Kanton organisiert ist, und 


e)	die Grundsätze der schweizerischen Rechtsordnung respektiert.


Die im Art. 29 KSG aufgeführten Vorrechte sind:


a)	die Gemeinden teilen den Zu- oder Wegzug aller Personen mit, die angegeben haben, der Konfession der betreffenden Gemeinschaft anzugehören;


b)	für den Religionsunterricht der Mitglieder der Gemeinschaft während der obligatorischen Schulzeit können Schullokale benützt werden; 


c)	in den Anstalten des Staates und der Gemeinden, insbesondere in den Spitälern, Schulen und Gefängnissen, kann die Seelsorge für die Mitglieder der Gemeinschaft ausgeübt werden;


d)	die Steuerbefreiung im Sinne von Artikel 21 Bst. c und f des Gesetzesüber die Kantonssteuern; 


e)	Steuerbefreiungen, wie sie den anerkannten Kirchen bei den Hand-änderungs-, Grundpfand-, Erbschafts- und Schenkungssteuern gewährt werden�.


These 8.20


Die anderen Kirchen und religiösen Gemeinschaften obliegen dem Privatrecht. Wenn es ihre soziale Bedeutung rechtfertigt, können sie in den Genuss öffentlich-rechtlicher Vorrechte kommen oder ein öffentlich-rechtliches Statut erhalten (keine Gegenstimmen).


Die Kommission erinnert daran, dass der Staat eine gewisse Verantwortung eingeht, wenn er religiösen Gemeinschaften öffentliche Vorrechte einräumt und dass es seine Pflicht ist, sicherzustellen, dass alle Bedingungen wirklich erfüllt sind.


Sie wünscht dementsprechend, dass man religiöse Gemeinschaften, welche die Gewährung eines öffentlich-rechtlichen Statuts oder von Vorrechten beantragen nicht unnötig diskriminiert. Sie ist jedoch ebenfalls der Meinung, dass die persönlichen Grundrechte gewährleistet sein müssen und dass man sich dem Sektenwesen und dem Fundamentalismus zu widersetzen hat. Gewisse Gemeinschaften sind zu Zugeständnissen bereit um ein öffentlich-rechtliches Statut zu erhalten. Der Staat kann in diesem Falle demokratische Forderungen stellen, wie beispielsweise den Verzicht auf jede Einschränkung der individuellen Grund-rechte. Wenn dies vom Staat nicht verlangt wird, können solche durch die Religion auferlegte Einschränkungen ihre Gültigkeit per Kontumaz behalten (11 ja, 1 Enth.).


Das Recht, aus einer Kirche oder einer religiösen Gemeinschaft auszutreten, ist Bestandteil der Glaubensfreiheit. Gewisse Religionen gestatten die Abtrünnigkeit nicht. Der Austritt aus kirchlichen Köperperschaften oder religiösen Gemein-schaften muss jedoch möglich und leicht durchführbar sein, die Zugehörigkeit zur religiösen Gemeinschaft ist hingegen eine interne Frage der Kirchen und religiösen Gemeinschaften.


Obschon das öffentlich-rechtliche Statut den Staat zu einer Kontrolle der Statuten verpflichtet, wünscht die Kommission diesen Aspekt zu unterstreichen.


These 8.21


Oeffentlich-rechtlich anerkannte Kirchen und religiöse Gemeinschaften verpflichten sich auf ein Statut , das vom Staat genehmigt werden muss (9 ja - 3 Enth.). 


5. Finanzierung


5.1. Gegenwärtige Situation


Im Kanton Freiburg setzt das KSG im Art. 16 fest, dass die Maximalquote auf dem Einkommen und Vermögen der leiblichen Personen 20 Rappen pro Franken Kantonssteuer beträgt. Für juristische Personen ist die Maximalquote auf Kapital und Gewinn auf 10 Rappen pro Franken Kantonssteuer festgesetzt. Diese Steuern können von den Pfarreien direkt einkassiert werden oder diese können gegen Entgelt das Einkassieren dem Staat oder den Gemeinden überlassen. 


Die Kirchensteuer auf dem Vermögen muss ebenfalls an Pfarreien entrichtet werden, wo man eine Liegenschaft besitzt, auch wenn man nicht dort wohnt. 


Bis anhin hat das Bundesgericht die Erhebung von Kirchensteuern auf juristischen Personen nicht als verfassungswidrig beurteilt, obschon es gemäss der Meinung eines Experten immer schwieriger wird, diese Usanz zu unterstützen. Eines der vom Bundesgericht angeführten Argumente für die Beibehaltung dieser Besteuerung geht dahin, dass juristische Personen keinen Glauben besitzen und deshalb auch - und dies im Gegensatz zu leiblichen Personen - das Fehlen eines solchen nicht als Argument gegen die Besteuerung anführen können. (Die Ausnahme bilden juristische Personen mit religiösem Charakter wie beispielsweise eine religiöse Druckerei. Solche Institutionen sind von der Kirchensteuer befreit.) Zudem ist es für das Bundesgericht heikel, der Bundesversammlung entgegenzutreten, da diese Kantonsverfassungen garantiert hat, welche ausdrücklich die kirchliche Besteuerung von juristischen Personen vorsehen. Gewisse Kantone haben hingegen bereits in ihrer Gesetzgebung auf diese Besteuerung von juristischen Personen verzichtet. 


Für die leiblichen Personen betrifft die Statistik den Ertrag der Kantonssteuer 1999 (Rechnungsjahre 1997/98).


Für die juristischen Personen betrifft der nach katholischer und reformierter Religion aufgeteilte Ertrag das Jahr 1998 (Rechnungsgrundlage 1998). In statistischer Hinsicht ist der Ertrag für 1999 noch nicht bekannt. Die Erhebung der Steuern auf juristischen Personen erfolgt schon seit 1995 auf jährlicher Basis. Zudem sind die Holding- und Domizilgesellschaften in den folgenden Zahlen nicht einbegriffen, da sie bis zum 31.12.2000 der Kirchensteuer nicht unterstellt waren. 























Kanton�
Kant. Quote


Einkommen�
Kant. Quote


Vermögen�
Pfarreiquote Einkommen�
Pfarreiquote Vermögen�
Pfarreiquote Gesamt�
�
Steuer leibliche Personen katholisch 1999�
338'200'117�
31'031'786�
29'870'117�
5'149'994�
35'020'111�
�
Steuer juristische Personen katholisch 1998�
43'299'834�
7'153'938�
3'258'555�
707'115�
3'965'670�
�
Steuer leibliche Personen reformiert 1999�
73'783'232�
10'738'741�
7'089'931�
1'657'155�
8'747'086�
�
Steuer juristische Personen 1998�
6'591'572�
1'230'785�
627'908�
118'966�
746'874�
�
Andererseits finanziert der Staat Freiburg gewisse an die Religion gebundene Aufgaben wie namentlich Subventionen für kulturelle Aktivitäten, Religionsunterricht in der OS, Seelsorge in den Gymnasien. 


Nach ausgiebigen Diskussionen während der ersten Lesung hat die Kommission in zweiter Lesung mit einer knappen Mehrheit beschlossen, die Frage der Kirchensteuern auf Gesetzesebene zu belassen, in der Meinung, dass sich damit eine flexiblere und offenere Lösung finden lässt.


Eine Minderheit wünschte keine Rückweisung an das Gesetz und namentlich eine spezielle Regelung für die Kirchensteuer von juristischen Personen. 





These 8.22


Die Erhebung von Kirchensteuern wird durch das Gesetz geregelt ( 5 ja - 4 nein - 2 Enth. ).








These 8.22 bis


Der Nettoertrag der Kirchensteuern der juristischen Personen wird zwischen den anerkannten Kirchen und anderen religiösen Gemeinschaften aufgeteilt im Verhältnis zur Anzahl der für die Kirchensteuer leiblicher Personen in Betracht gezogenen Personen.


Nach dieser Aufteilung wird der verbleibende Anteil von Kirchensteuern juristischer Personen, der demjenigen Bevölkerungsanteil entspricht, welcher keiner anerkannten Kirche oder religiösen Gemeinschaft zugehört, einem Fonds für soziale Institutionen zugewiesen.


Die bei juristischen Personen erhobenen Kirchensteuern sind in ihrer Gesamtheit und ausschliesslich für soziale Aufgaben der anerkannten Kirchen und religiösen Gemeinschaften zu verwenden, gemäss einem Leistungsauftrag, den diese mit dem Staat einzugehen haben.





5.2 Die Mandatsteuer


Gewisse Kantone haben die Einführung einer Mandatsteuer ins Auge gefasst. Dieses System sieht vor, das jedermann einschliesslich juristische Personen zur Entrichtung der Steuer verpflichtet ist, dass aber jeder die Möglichkeit hat, den Nutzniesser zu bezeichnen: Anerkannte Kirchen, anerkannte soziale Werke, staatliche Fonds für anerkannte soziale Werke oder auch andere gemeinnützige Vereine. 


Diese Lösung gestattet es, den sozialen Zusammenhalt zu verstärken, da jedermann zum Beitrag verpflichtet ist. Diese Beiträge sichern das "Existenzminimum" der Kirchen. Diese werden aber auch dazu angehalten, auf die Bemerkungen der Gläubigen einzugehen und die Transparenz sicherzustellen. Es steht den Kirchen frei, zusätzliche Beiträge ihrer Mitglieder zu empfangen. Diese Beiträge sind frei verfügbar.


Was die Glaubensfreiheit betrifft, ist diese Art der Besteuerung namentlich für jene Personen zufriedenstellend, welche die Kirchensteuer als solche nicht schätzen aber den Austritt aus der kirchlichen Gemeinschaft nicht erklärt haben. Sie können der Besteuerung nicht entgehen jedoch den Nutzniesser bezeichnen. Für die aus der Kirche ausgetretenen Personen hat diese Steuer zusätzlichen Charakter. Die Mandatsteuer lässt es vermeiden, dass Personen aus der Kirche austreten, nur um keine Steuern mehr zu bezahlen.


Aus staatlicher Sicht werden die Kirchen Wohltätigkeitsgemeinschaften, die er zu unterstützen beschliesst. Für die Kirchen bedeutet dies einen Image-Verlust, da sie zu einfachen sozialen Institutionen degradiert werden, obschon ihre grundlegende Rolle ganz anderer Natur ist. Im Falle des Ungenügens der finanziellen Mittel besteht zudem die Gefahr, dass sich die Kirchen aus den Sozialwerken zurückziehen und sich auf die Kultus-ausübung und die Seelsorge beschränken.


Indem er den Nutzniesser durch den Steuerzahler bezeichnen lässt, verzichtet der Staat darauf, zu definieren wie der Gemeinnutz gefördert werden soll. Die Eintragung verschiedener Gemeinschaften und Vereine als potenzielle Nutzniesser ( soziale, umweltschützerische, sportliche oder kulturelle Organisationen) kann zu einem Rückzug des Staates von diesen Aufgaben führen.


Die Mandatsteuer setzt andererseits Kontrollen voraus, die mit dem Autonomiewunsch der Kirchen nicht vereinbar sind. Tatsache ist, dass der Staat, wenn er öffentliche Gelder an Vereine und Kirchen zuweist, verpflichtet ist, den Gebrauch dieser Gelder zu überwachen. Dies ist umso berechtigter, als es sich um eine allgemeine und obligatorische Steuer handelt.


Zudem kann die Mandatsteuer zu einem Wettbewerb zwischen Kirchen führen. 


Indessen funktioniert in Italien das System des "otto-per-mille" mit Mandat gut. Eine paritätische Kommission, zusammengesetzt aus Vertretern des Staates und der leitenden Organe jeder religiösen Gemeinschaft, setzt jedes Jahr den maximalen, von den Steuern abziehbaren Betrag fest sowie den Prozentsatz des Steuerbetrages, der zu verteilen ist. Die Rechnungen der religiösen Gemeinschaften werden jedes Jahr publiziert. Diese Auflage entspricht nicht einer Ueberwachung der religiösen Gemeinschaften durch den Staat sondern liegt in ihrem Interesse. Um die Gläubigen zur Bezahlung der Steuern anzuhalten, benützen die religiösen Gemeinschaften von den Medien professionell und grosszügig zur Verfügung gestellte Werbemittel unter Vermeidung jedes Anscheins der Nötigung. Der Verzicht auf die direkte Unterstützung der katholischen Kirche durch den Staat und die Erleichterung der Finanzierung anderer religiöser Gemeinschaften hat eine staatliche Neutralität in konfessioneller Hinsicht zur Folge. Die beste Wirkung dieses Systems ist es, den religiösen Gemeinschaften zu gestatten, in Frieden zu leben, zum mindesten in wirtschaftlicher Hinsicht.


Die Kommission ist bezüglich der Modalitäten einer solchen Mandatsteuer sehr gespalten und beschliesst deshalb die Annahme einer Evolutivthese, die es gestatten würde, bei Bedarf eine Mandatsteuer anzuwenden. Das Gesetz würde die Einzelheiten der Anwendung regeln.


These 8.23


Das Gesetz kann die Kirchensteuer durch eine auf leibliche und juristische Personen anwendbare Mandatsteuer ersetzen, soweit diese der kantonalen Steuer unterstellt sind ( 8 ja - 5 nein - 2 Enthaltungen). 


5.3. Beschränkt verwendbare Steuer


In Zürich versteht die Regierung die Sorge der juristischen Personen, die bereit sind, ihren Beitrag an die sozialen und kulturellen Aufgaben zu leisten, gegenüber der Beteiligung an eigentlichen Kirchenaufgaben (Seelsorge, Kult) jedoch Bedenken hegen. Er schlägt deshalb ein System vor, welches die Verwendung gewisser Beträge auf die alleinigen sozialen Aufgaben der Kirchen beschränkt (negative Zweckbindung).


Die Kommission ist der Auffassung, dass im Kanton Freiburg ein System der Zuwendung der von juristischen Personen geleisteten Kirchensteuer an ausschliesslich soziale Zwecke durchaus anwendbar wäre. Diese Steuer müsste indessen auf kantonaler Ebene erhoben werden, unter Einschluss von Personen, die keiner Kirche oder religiösen Gemeinschaft angehören, und unter der Voraussetzung einer staatlichen Kontrolle.


Eine Minderheit der Kommission schlägt die Aufhebung der Kirchensteuer auf juristische Personen vor. 


These 8.24


Soweit die Verfassung das Finanzstatut der Kirchen über die Thesen 21 und 22 hinaus regelt, wird die gegenwärtige Regelung für die Steuer von leiblichen Personen beibehalten, während die Verwendung der von juristischen Personen geleisteten Kirchensteuer auf soziale Zwecke beschränkt wird ( 7 ja - 3 nein - 2 Enthaltungen). 


These 8.24 bis


Die Steuerhoheit wird nur auf leibliche Personen ausgeübt.





IV. Schlussfolgerungen


Die Kommission wurde beauftragt, sich mit Organisationen zu befassen, die zwischen Staat und Individuum liegen.


Im Lauf ihrer Arbeiten ist sich die Kommission klar bewusst geworden, dass sie sich weit entfernt von der durch gewisse Leute erdachten "Grauzone" befindet. Sie handelt im Gegenteil von einem Bereich, in dem es an Aktivitäten bzw. Tätigkeiten , die zum Zusammenhalt der Gesellschaft beitragen, nur so wimmelt. Dies soll auch weiterhin so sein, weil sie für den Staat notwendig sind. Dieser kann die Initiative Gruppen überlassen, in denen die Verantwortung eines Jeden zum Tragen kommt. Die Unterstützung durch den Staat von Organisationen, die gemeinnützige Aufgaben übernehmen, ist umso mehr gerechtfertigt, als er selber nicht alle Aufgaben übernehmen kann.


Die Kommission hat sich bemüht, durch Auseinandersetzung mit den Kirchen und religiösen Gemeinschaften, den Vereinen und den politischen Parteien einen weiten Bereich dieser "Grauzone" zu beleuchten, so wie es ihr Auftrag war. Dabei ist sie sich bewusst, dass die Beschränkung auf diese drei Themen der Erfindungskraft kommender Generationen noch einen weiten Raum offenlässt.








                                                                     Die Präsidentin:                                                           


28. Dezember 2001                                                  Marie Garnier


 �
Inhaltsverzeichnis


� TOC \o "1-4" �Liste der Abkürzungen	� GOTOBUTTON _Toc535205697  � PAGEREF _Toc535205697 �2��


Zusammenfassung	3


I. ORGANISATION	3


A. Zusammensetzung der Kommission	3


B. Auftrag	� GOTOBUTTON _Toc535205701  � PAGEREF _Toc535205701 �3��


C. Organisation und Anhörung von Experten	4


Politische Parteien	4


Vereine und Stiftungen	4


Beziehungen zwischen Staat, Kirchen und anderen religiösen Gemeinschaften	4


Experten	5


II. ALLGEMEINE BETRACHTUNGEN	5


III. VORSTELLUNG DER THESEN	6


A. Einleitende These	6


B. Politische Parteien	6


1. Rolle der Parteien	6


2. Finanzierung der Parteien	7


3. Bedingungen für die Unterstützung der Tätigkeiten der Parteien durch die öffentliche Hand	8


4. Vernehmlassung	10


C. Vereinsleben	10


1. Rolle der Vereine	11


2. Unterstützung der gemeinnützigen Tätigkeiten von Vereinen	11


3. Der Partnerschaftsvertrag und die Zuweisung von Aufgaben	12


4. Die unentgeltliche Mitarbeit	12


5. Die Vernehmlassung	13


6. Das Rekursrecht	13


D. Beziehungen Kirchen-Staat	14


1. Beziehungen Kirchen-Staat im Zeitlauf der freiburgischen Gesetzgebung	14


2. Statistik der Kirchen und religiösen Gemeinschaften	16


3. Rolle der Kirchen und der religiösen Gemeinschaften	16


4. Statut der Kirchen	17


5. Finanzierung	23


IV. SCHLUSSFOLGERUNGEN	29


Inhaltsverzeichnis	30


Anhang 1 : Liste der angenommenen Thesen und der Minderheitsthesen	31


�


Anhang 1 : Liste der angenommenen Thesen und der Minderheitsthesen


These 8.1


Der Staat unterstützt die Gruppierungen mit Vermittlerrolle


These 8.2


Die politischen Parteien (Vereinigungen) spielen eine Rolle für die Meinungsbildung ; sie tragen durch die demokratische Auseinandersetzung zur Meinungsbildung bei (Einstimmigkeit).


These 8.3 


Die politischen Parteien (Vereinigungen) sind ein wesentlicher wenn auch nicht ausschliesslicher Faktor der politischen und demokratischen Organisation (9 ja - 3 nein - 1 Enth.)


These 8.4 


Die politischen Parteien (Vereinigungen) tragen aktiv zur Beteiligung der BürgerInnen am politischen Leben bei. (Einstimmigkeit)


These 8.5


Der Staat kann die Parteien für ihre Aktivitäten, die zum Funktionieren der Demokratie beitragen, in zweckmässiger Weise unterstützen (einstimmig).


These 8.6.


Das Gesetz  bestimmt den Rahmen und die Bedingungen der Unterstützung unter Beachtung der Gleichbehandlung (einstimmig).


These 8.7.


Der Staat kann die für eine Kampagne eingesetzten Mittel begrenzen (6 ja- 5 nein- 2 Enth.)


These 8.7 bis


Minderheitsvorschlag: Obenstehende These nicht annehmen 


These 8.8


Die Parteien stellen die Transparenz ihrer Einnahmen und Ausgaben in der vom Gesetz vorgeschriebenen Form sicher (7 ja - 6 nein).


These 8.8 bis


Das Gesetz bestimmt den Rahmen und die Bedingungen einer staatlichen Unterstützung im Bestreben nach Transparenz. 


These 8.9


Der Staat fördert eine gerechte Vertretung von Frauen und Männern sowie jeglicher anderer Kreise von Bürgerinnen und Bürgern ( 7 ja - 6 nein ).


These 8.9 bis


Keine Erwähnung obenstehender These


These 8.10


Staat und Gemeinden unterbreiten Vorprojekte von Gesetzen und von einigermassen wichtigen Reglementen den politischen Parteien zur Vernehmlassung (10 ja - 3 nein)


These 8.10 bis


Staat und Gemeinden können Vorprojekte Gesetzen und von einigermassen wichtigen Reglementen den politischen Parteien zur Vernehmlassung unterbreiten.


These 8.11 


Der Staat und die Gemeinden anerkennen die Rolle und die Bedeutung des Vereinslebens (Einstimmigkeit)


These 8.12


Staat und Gemeinden können den Vereinen eine Unterstützung gewähren (Einstimmigkeit).


These 8.13


Staat und Gemeinden können ihre Aufgaben im Rahmen eines Partnerschaftsvertrages an Dritte zuweisen (Einstimmigkeit). 


These 8.14


Staat und Gemeinden erleichtern die freiwillige Mitarbeit und die Weiterbildung der unentgeltlichen MitarbeiterInnen (9 ja - 3 nein - 1 Enth.). 


These 8.14 bis


Die "Weiterbildung der unentgeltlichen Mitarbeiter" nicht erwähnen.


These 8.15


Staat und Gemeinden laden die Vereine zur Vernehmlassung ein über Gegenstände, die sie betreffen. ( 10 ja - 4 nein ) 


These 8.15 bis


Staat und Gemeinden können Vereine zur Vernehmlassung einladen über Gegenstände, die sie betreffen. 


These 8.16


Die Verfassung erkennt den in diesen Bereichen tätigen Organisationen ein gemeinnütziges Rekursrecht zu. Das Gesetz bestimmt die Bereiche und dieRahmenbedingungen dieses Rekursrechtes ( 11 ja - 1 nein - 2 Enth. ).


These 8.16 bis


Keine Erwähnung eines Rekursrechtes


These 8.17


Der Staat anerkennt die wichtige Rolle der Kirchen und religiösen Gemeinschaften in der Gesellschaft (10 ja - 3 nein ). 


These 8.17 bis


Der Staat anerkennt die wichtige Role der Kirchen und religiösen Gemeinschaften im kulturellen, sozialen, geistigen und kultischen Bereich.


These 8.18


Die Kirchen und religiösen Gemeinschaften sind autonom und organisieren sich frei im Rahmen des eidgenössischen und kantonalen Rechts ( 7 ja - 5 nein  - 1 Enth.).


These 8.18 bis


Der Staat ist von den Kirchen und anderen religiösen Gemeinschaften getrennt. Die Unabhängigkeit der Kirchen und anderen religiösen Gemeinschaften ist garantiert, vorausgesetzt, dass öffentliche Ordnung und demokratische Regeln gewährleistet sind.


These 8.19


Im Hinblick auf ihre Rolle in der freiburgischen Geschichte gewährt der Staat der römisch-katholischen und der evangelisch-reformierten Kirche ein öffentlich-rechtliches Statut (6 ja - 5 nein - 2 Enthaltungen). 


These 8.19 bis


Der Staat kann gewisse Kirchen oder religiöse Gemeinschaften als gemeinnützig anerkennen.


These 8.20


Die anderen Kirchen und religiösen Gemeinschaften obliegen dem Privatrecht. Wenn es ihre soziale Bedeutung rechtfertigt, können sie in den Genuss öffentlich-rechtlicher Vorrechte kommen oder ein öffentlich-rechtliches Statut erhalten (keine Gegenstimmen).


These 8.21


Oeffentlich-rechtlich anerkannte Kirchen und religiöse Gemeinschaften verpflichten sich auf ein Statut , das vom Staat genehmigt werden muss (9 ja - 3 Enth.). 


These 8.22


Die Erhebung von Kirchensteuern wird durch das Gesetz geregelt ( 5 ja - 4 nein - 2 Enth. ).


These 8.22 bis


Der Nettoertrag der Kirchensteuern der juristischen Personen wird zwischen den anerkannten Kirchen und anderen religiösen Gemeinschaften aufgeteilt im Verhältnis zur Anzahl der für die Kirchensteuer leiblicher Personen in Betracht gezogenen Personen.


Nach dieser Aufteilung wird der verbleibende Anteil von Kirchensteuern juristischer Personen, der demjenigen Bevölkerungsanteil entspricht, welcher keiner anerkannten Kirche oder religiösen Gemeinschaft zugehört, einem Fonds für soziale Institutionen zugewiesen.


Die bei juristischen Personen erhobenen Kirchensteuern sind in ihrer Gesamtheit und ausschliesslich für soziale Aufgaben der anerkannten Kirchen und religiösen Gemeinschaften zu verwenden, gemäss einem Leistungsauftrag, den diese mit dem Staat einzugehen haben.


These 8.23


Das Gesetz kann die Kirchensteuer durch eine auf leibliche und juristische Personen anwendbare Mandatsteuer ersetzen, soweit sie der kantonalen Steuer unterstellt sind ( 8 ja - 5 nein - 2 Enthaltungen). 


These 8.24


Soweit die Verfassung das Finanzstatut der Kirchen über die Thesen 21 und 22 hinaus regelt, wird die gegenwärtige Regelung für die Steuer von leiblichen Personen beibehalten, während die Verwendung der von juristischen Personen geleisteten Kirchensteuer auf soziale Zwecke beschränkt wird ( 7 ja - 3 nein - 2 Enthaltungen). 


These 8.24 bis


Die Steuerhoheit wird nur auf leibliche Personen ausgeübt.





� Im KantonGenf hat das Gesetz von 1907 die Trennung von Kirche und Staat verfügt. Die reformierten Kirchen einschliesslich der Kathedrale St. Pierre gehören der reformierten Kirche. Diese hat eine Stiftung gegründet, die Besitzerin der vor 1907 erstellten Bauten ist und deren Unterhalt und Restauration sicherstellt. Für die Restauration der geschützten Bauten erhält der Stiftungsrat Subventionen von den Gemeinden, dem Kanton und der Eidgenossenschaft.Die katholischen Kirchen von Genf sind im Besitz der Pfarreien , mit Ausnahme der Kirche Notre-Dame, die einer Stiftung gehört.


Im Kanton Waadt waren Kirchen und Staat unter der bernischen Herrschaft nicht getrennt. Der 1803 neugegründete Kanton hat sich des Besitztums der reformierten Kirchen entledigt und diese den Gemeinden übergeben. Der Staat behielt immerhin das Besitztum der Kathedrale  von Lausanne, der Kirchen von Romainmôtier, Grandson und des Pays d'En Haut. Gegenwärtig gehören etwa 80% der reformierten Kirchen den Gemeinden, die neueren hingegen in der Regel den Pfarreien. Der Kanton richtet Subventionen an die Gemeinden aus, die zwischen 15 und 20% betragen (das Gesetz sieht keinen festen Prozentsatz vor).


Im Kanton Jura gehören die Kirchen normalerweise den Pfarreien. 


Im Kanton Neuenburg sind die vor der Trennung von Kirche und Staat (1942) gebauten Kirchen im Besitz der Gemeinden, die für deren Unterhalt aufzukommen haben. Gemäss Konkordat stehen sie allen  anerkannten Kirchen zur Vefügung und nicht nur wie bisher einer einzigen der drei anerkannten Kirchen.


Im Kanton Freiburg gehören die Pfarrkirchen praktisch alle den Pfarreien. Die Kapellen sind Besitz der Gemeinden oder der Pfarreien oder auch von Vereinen oder Privatpersonen. Die Klöster sind im Besitz der Gemeinschaft, die sie bewohnt. Der Staat besitzt eine Anzahl religiöser Gebäude:  Die Kathedrale St. Niklaus, die Kirche St. Michael, die Beatus-Kapelle, die Kapelle vo nPérolles, die Kirche St. Mauritius und die Kapelle in Sensebrücke (Gemeinde Wünnewil). Die vom Kanton gewährten Subventionen für die Restauration von Kirchen oder Kirchenmobiliar beliefen sich in den letzten drei Jahren auf CHF 212'700.-, was 9% der Gesamtkosten entspricht. Zu diesen 9% kommen Bundessubventionen hinzu.


� Es scheint, dass gewisse Religionen keinen eigentlichen Kultusort kennen.


� Zu bemerken ist, dass die Frage der konfessionellen Friedhöfe (Juden, Muslims) sich vom Recht (Grundrecht) auf eine würdige Bestattung ableiten lässt. Bei Erreichen einer gewissen Zahl von Gläubigen einer Religion sehen die Gemeinden  besondere Bezirke in den Friedhöfen vor oder sollten solche vorsehen. Die Mitteilung an Drittpersonen über die Hospitalisation eines Angehörigen einer bestimmten Religion , damit dieser von Mitgliedern seiner Gemeinschaft besucht werden kann, hängt von der Gesetzgebung zum Datenschutz ab. Gegenwärtig ist eine solche Mitteilung nur an die (offiziell zugelassenen) Seelsorger  gestattet. Diese beiden Fragen hängen demzufolge nicht von der Gewährung eines öffentlich-rechtlichen Statuts ab.
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